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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Kurz bevor das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Beschwerde Michael Laubers
gegen die Verfügung der AB-BA publik wurde, reichte der Bundesanwalt Ende Juli 2020
mittels persönlicher Stellungnahme ein Rücktrittsangebot ein. Er verwahrte sich dort
gegen den Vorwurf, gelogen zu haben. Die AB-BA hatte Lauber in ihrer
Disziplinaruntersuchung vorgeworfen, über die informellen und nicht dokumentierten
Treffen mit Fifa-Präsident Gianni Infantino nicht die Wahrheit gesagt zu haben, eine
Einschätzung, die vom Bundesverwaltungsgericht schliesslich bestätigt worden war. In
seiner Erklärung betonte Lauber, dass es letztlich der Institution Bundesanwaltschaft
schade, wenn man ihm persönlich nicht glaube, weshalb er der GK seinen Rücktritt
anbiete und mit ihr die entsprechenden Modalitäten besprechen werde. 

In den Medien stiess die Stellungnahme Laubers auf einiges Unverständnis. In der NZZ
erklärte GK-Präsident Andrea Caroni (fdp, AR), dass es ein Rücktrittsangebot formell
nicht geben könne. Entweder müsse das Parlament den Bundesanwalt absetzen – ein
entsprechendes Amtsenthebungsverfahren gegen Lauber war in der Tat am Laufen –
oder Lauber müsse eine Kündigung einreichen. Lauber habe ihm aber eine schriftliche
Erklärung zugesichert, mit der er erläutern wolle, was er mit seinem Angebot bezwecke
und was er unter den Modalitäten verstehe. Das «Adieu auf Umwegen» (NZZ) stiess den
meisten Medien sauer auf. Er wolle sich einen ehrenvollen Abgang sichern, urteilte Le
Temps. Dieses Verhalten sei «inacceptable», befand Carlo Sommaruga (sp, GE) und in
der gleichen Zeitung gab auch Sibel Arslan (basta, BS) zu Protokoll, die GK sei kein Basar,
auf dem man Abgangsmodalitäten verhandeln könne. Er hoffe wohl, er könne die
Bedingungen für seinen Rücktritt aushandeln, vermutete Yves Nidegger (svp, GE). Die
Medien begrüssten freilich den baldigen Abgang Laubers. Die Aargauer Zeitung urteilte,
dass Lauber «von Anfang an der falsche Mann» gewesen sei, der nur seine eigene
Person in den Vordergrund gestellt habe. Dass er das Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts «respektiere» und nicht «akzeptiere», wie das in seiner
Erklärung stehe, sei ein beredtes Zeichen dafür, so die Aargauer Zeitung weiter. Das
Parlament sei nun  gefordert, «die Missstände endlich zu beheben». Auch die Tribune
de Genève urteilte, dass Lauber eine geschwächte Bundesanwaltschaft hinterlasse. Von
einem «Scherbenhaufen» sprach derweil der Blick. Das Rücktrittsangebot im Interesse
der Institution sei «zynisch» und mit dem «Rücktritt in Unehren» komme Lauber «bloss
der totalen Schmach einer Amtsenthebung zuvor». 

Ende Juli wurden besagte Modalitäten publik. Lauber hatte seine definitive Kündigung
per Ende Januar 2021 eingereicht. Da er sein Ferienguthaben einziehen werde, sei sein
letzter Arbeitstag freilich bereits der 31. August 2020. In den Medien wurde diskutiert,
ob Lauber überhaupt ein solches Ferienguthaben geltend machen könne, da er in einer
Lohnklasse eingeteilt sei, in der Vertrauensarbeitszeit obligatorisch sei und
entsprechend keine Überstunden erfasst würden. Auch wenn Lauber also bis Ende
Januar 2021 – zwischen September 2020 und Januar 2021 würden die beiden
stellvertretenden Bundesanwälte die Bundesanwaltschaft leiten – Lohn beanspruchen
werde, sei mit der Kündigung wenigstens eine Abgangsentschädigung ausgeschlossen,
urteilte die NZZ. Für Diskussionen sorgte freilich auch der Umstand, dass Lauber trotz
Ferien noch einige Monate «Schatten-Bundesanwalt» bleibe, wie dies Andrea Caroni
(fdp, AR) im Tages-Anzeiger nannte, und allenfalls versucht sein könnte, das gegen ihn
angestrengte Strafverfahren zu behindern. Es brauche deshalb einen «sofortigen
Schlussstrich», forderte die NZZ. 

Diesen Schlussstrich zog dann die GK, die Mitte August über den Rücktritt Laubers
diskutierte und sich für ein vorzeitiges Ausscheiden per 31. August 2020 entschied.
Lauber hatte zwischenzeitlich angeboten, die normalerweise 6-monatige
Kündigungsfrist um fünf Monate, bzw. auf einen Monat, zu verkürzen. Die bestehenden
Ferienguthaben sollten ausbezahlt werden. Das laufende Amtsenthebungsverfahren
werde damit gegenstandslos, so die GK in ihrer Medienmitteilung. Der Blick rechnete
vor, dass der schnelle Abgang teuer werde: Rund CHF 120'000 dürfte Lauber an
«Feriengeld» erhalten. Die mögliche Nachfolgerin oder der mögliche Nachfolger müsse
den von Lauber verursachten Scherbenhaufen nun aber «radikal aufräumen». 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.08.2020
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1) Erklärung BA vom 24.7.2020; Medienmitteilung GK vom 19.8.2020; AZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA, TG, 25.7.20; AZ, Blick, CdT,
NZZ, TA, 30.7.20; TA, 31.7.20; NZZ, 7.8.20; AZ, Blick, NZZ, TA, 20.8.20; Blick, 31.8.20
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